
ihre Realisierung muß real möglich und rechtlich 
exakt fixiert sein.

— Die rechtliche Verantwortlichkeit muß einschließlich 
ihrer Voraussetzungen und Grenzen rechtlich exakt 
geregelt sein.

Entspricht die Regelung der Verantwortung und der 
Verantwortlichkeit nicht oder nicht mehr diesen An­
forderungen, dann kann auch eine daran geknüpfte 
rechtliche Sanktion nicht die erforderliche gesellschaft­
lich nützliche Wirkung erzielen.
Zu den allgemeinen Bedingungen der Wirksamkeit 
rechtlicher Sanktionen/24/ gehören insbesondere fol­
gende:
1. Die staatliche Politik in bezug auf rechtliche Sank­
tionen muß in Übereinstimmung mit der gesellschaft­
lichen Entwicklung und den Erfordernissen des Klassen­
kampfes stabil sein und das Rechtsbewußtsein der Be­
völkerung berücksichtigen. Das Hauptproblem hierbei 
ist, den Einsatz des staatlichen Zwangs mittels des 
Rechts in ständiger Übereinstimmung mit den gesell­
schaftlichen Erfordernissen zu halten und von den 
realen Gegebenheiten auszugehen. Korrekturen wirken 
sich in der Regel nachteilig auf die Wirksamkeit der 
Sanktionen aus.
2. Die gesetzlich vorgesehene Sanktion muß entspre­
chend den rechtlichen Regelungen die unvermeidbare 
Konsequenz der Rechtsverletzung sein. Der von 
W. I. Lenin für das Strafrecht geprägte Satz „Es ist 
nicht wichtig, daß ein Verbrechen eine schwere Strafe 
nach sich zieht, wichtig ist aber, daß kein einziges Ver­
brechen unaufgedeckt bleibt“/25/ ist von allgemeiner 
Bedeutung für die Wirksamkeit rechtlicher Sanktionen. 
Die auf verschiedenen Rechtsgebieten festzustellende 
Inkonsequenz bei der Anwendung oder Geltendmachung 
von rechtlichen Sanktionen (z. B. der Vertragsstrafe 
nach dem VG, der materiellen Verantwortlichkeit nach 
dem GBA oder der Ordnungsstrafe durch örtliche Or­
gane der Staatsmacht) ist nicht geeignet, die erforder­
liche Wirksamkeit der Sanktionen in diesen und ande­
ren Fällen zu sichern.
3. Die wissenschaftlichen Prinzipien sozialistischer 
Rechtssetzung in bezug auf rechtliche Sanktionen und 
bei ihrer Anwendung und Realisierung müssen gewahrt 
sein. Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß die For­
schungen zu den Effektivitätsbedingungen noch am An­
fang stehen, sollen und können hier nur jene Faktoren 
genannt werden, die bei dem gegenwärtigen Erkennt­
nisstand sichtbar geworden sind:
a) Die rechtlichen Sanktionen müssen den realen, mate-

/24/ In der sowjetischen Literatur finden wir dafür auch die 
Bezeichnung „objektive Bedingungen“; vgl. E. Buehholz, 
NJ 1975 S. 10.
/25/ W. I. Lenin, in: Werke, Bd. 4, Berlin 1963, S. 399.

riellen Möglichkeiten und ökonomischen Gegebenheiten 
entsprechen.
b) Die rechtlichen Sanktionen müssen so ausgestaltet 
sein, daß die erzieherischen Kräfte der sozialistischen 
Gesellschaft wirksam werden können.
c) Die rechtlichen Sanktionen müssen in Übereinstim­
mung mit den sozialistischen Idealen und Grundprin­
zipien für den Rechtsverletzer ein tatsächlicher und 
spürbarer Nachteil sein.
d) Die rechtlichen Sanktionen müssen mit anderen 
rechtlichen Mitteln zur Sicherung eines normgemäßen 
Verhaltens, insbesondere mit den rechtlichen Stimuli, 
abgestimmt sein.
e) Die rechtlichen Sanktionen müssen in der erforder­
lichen Weise mit außerrechtlichen Sanktionen abge­
stimmt sein, damit sie als System staatlicher und gesell­
schaftlicher Mittel wirksam werden können.
f) Die zwangsweise Durchsetzbarkeit der rechtlichen 
Sanktion muß gesichert sein. Das verlangt staatsorga­
nisatorische, personelle und rechtliche Maßnahmen.
g) Die rechtliche Sanktion muß so gestaltet sein, daß 
sie geeignet ist, das gesetzlich festgelegte Ziel ihres 
Wirkens zu erreichen.
h) Die Ausgestaltung der rechtlichen Sanktion muß den 
Erfordernissen der Individualisierbarkeit der Sanktion 
entsprechen.
i) Die rechtlichen Sanktionen müssen generell den Er­
fordernissen der Stabilität des Rechts, der Exaktheit, 
Verständlichkeit und Überschaubarkeit entsprechen.
j) Die Exaktheit rechtlicher Sanktionen muß u. a. fol­
gende Kriterien einschließen:
— Festlegung, ob das Offizialprinzip oder das Antrags­

prinzip gilt;
— Festlegung, ob und ggf. inwieweit die rechtlichen 

Sanktionen kumulativ angewendet werden können;
— die Reihenfolge der festgelegten Zwangsmaßnah­

men;
— die Rangfolge bei mehreren Sanktionen;
— die Vollstreckungsverjährung;
— Kriterien für die Individualisierung der rechtlichen 

Sanktion.
k) Bei der Bestimmung der Art und des Rahmens der 
rechtlichen Sanktion sowie bei ihrer Anwendung muß 
die Proportionalität gewahrt werden.
l) Die Anwendung rechtlicher Sanktionen muß konse­
quent erfolgen und den Prinzipien der sozialistischen 
Gesetzlichkeit und Gerechtigkeit entsprechen.
Aus diesen allgemeinen Bedingungen der Wirksamkeit 
rechtlicher Sanktionen ergeben sich die konkreten An­
forderungen an die Rechtssetzung und die Rechtsanwen­
dung.
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Wirksamere Gestaltung des Strafverfahrens gegen Jugendliche
Das Hauptanliegen des Gesetzes zur Änderung der 
Strafprozeßordnung der DDR vom 19. Dezember 1974 
(GBl. I S. 597) besteht darin, bessere gesetzliche Vor­
aussetzungen für eine effektivere Erfüllung der Auf­
gaben des Strafverfahrens bei der allseitigen und be­
schleunigten Aufklärung und Feststellung von Straf­
taten sowie ihrer Ursachen und Bedingungen, der ge­
rechten Entscheidung über die strafrechtliche Verant­
wortlichkeit,* der Verwirklichung der erkannten Strafen, 
der Erziehung der Rechtsverletzer und der Erhöhung

des Rechtsbewußtseins der Werktätigen zu schaffen 
und dadurch die Wirksamkeit des Strafverfahrens beim 
Schutz der sozialistischen Staats- und Gesellschaftsord­
nung und bei der Durchsetzung der Rechte und gesetz­
lich geschützten Interessen der Bürger zu erhöhen./*/ 
Diesem Anliegen entsprechen auch die Änderungen und 
Ergänzungen der Besonderheiten des Strafverfahrens 
gegen Jugendliche (§§ 69 ff.).

/»/ Vgl. hierzu H. Willamowski, „Ziel und Hauptrichtungen der 
Änderungen der StPO“, NJ 1975 S. 97 St.
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